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Ich bin in Istanbul geboren und 
habe dort als Ausländer 29 Jahre 
meines Lebens verbracht; meine 
ganze Schulzeit und mein Studium 
an der Universität Istanbul- an der 
in jenen Jahren fast 100 deutsche 
Lehrkräfte wirkten, die aus ras-
sischen und politischen Günden 
Deutschland verlassen hatten- 
haben meine Jugend in Istanbul, 
dieser damlas absolut kosmopo-
litischen Stadt, geprägt. obwohl 
ich schon nun fast 50 Jahre in 
Deutschland lebe. stehe ich stän-
dig in Kontakt mit der Türkei. Und 
so ist es kein Wunder, daß ich von 
vielen meinen Bekannten gefragt 
werde, ob ich für oder gegen die 
Aufnahme der Türkei  in die Eu-
ropäische Union bin.Ich fi nde die 
Frage nicht relevant; gegenwärtig 
geht es ja noch gar nicht darum, ob 
sie in Kürze aufgenommen wird 
oder nicht. Herr Verheugen hat ja 
zunächst nur sein Gutachten mit 
einigen ziemlich scharfen Formu-
lierungen für einen Beschluß der 
EU-Staats- und Regierungchefs 
für die Möglichkeit der Aufnah-
me von Beitrittsverhandlungen 
mit der Türkei erstellt. Falls nun 
diese Staatsmänner in der  Tat zu 
solchen Verhandlungen bereit sein 
sollten, rechnet man ja mit einer 
Diskussionsdauer von mindestens 
10 Jahren. und wenn in diesem 
Zeitraum die Voraussetzungen für 
die Türkei erfüllt sein sollten, so 
wird sie aufgenommen, und dann 
sollte doch auch niemand etwas 
dagegen einzuwenden haben. Im 
Falle einer berechtigten Ableh-
nung ist die Sache ja auch klar. 
Nur, gegenwärtig diese Frage zu 
einem Thema der Wahlpropagan-
da zu machen, das fi nde ich absolut 
unfair. 

Heinrich Sixtus, Chemiker

Lothar Binding,SPD

Von der Entscheidung in Kopenha-
gen bis zur Aufnahme der 10 Neu-
mitglieder in 2004 hat es 11 Jahre 
gedauert. Die Türkei rechnet mit 
einer Verhandlungsdauer von min-
destens 10 Jahren, woraus je nach 
Fortschritt der Transformation ge-
nauso gut 15 Jahre werden können. 
Bei einem Beitritt der Türkei in 
10-15 Jahren, also etwa 2020, wird 
nicht nur die Türkei nicht mehr 
die von heute, sondern auch die 
EU nicht mehr die EU von heute 
sein. Bis zu diesem Zeitpunkt 
haben wir Zeit unsere Position zu 
entwickeln und stetig zu prüfen. 
Deshalb haben wir auch Zeit uns 
einige Fakten in Erinnerung zu 
rufen:1963 wurde mit der Türkei 
ein Assoziierungsabkommen 
geschlossen, das eine ausdrück-
liche Beitrittsperspektive enthält. 
Damals stellte EWG-Kommis-
sionspräsident Walter Hallstein 
(CDU) fest: „Die Türkei gehört zu 
Europa. Und eines Tages soll der 
letzte Schritt vollzogen werden: 
Die Türkei soll vollberechtig-
tes Mitglied der Gemeinschaft 
sein.“1987 stellte die Türkei den 
Beitrittsantrag, der 1989 abgelehnt 
wurde. Allerdings machte die 
Kommission klar, dass eine Mit-
gliedschaft nicht ausgeschlossen, 
sondern nur auf einen sinnvolle-
ren Zeitpunkt verschoben werden 
solle.1995wurde eine Zollunion 
zwischen der Türkei und der EU 
begründet. Dies entspricht bereits 
dem Status einer „privilegierten 
Partnerschaft“.1997 entschieden 
die Staats- und Regierungschefs 
auf dem Europäischen Rat in Lu-
xemburg dass „die Türkei für einen 
Beitritt zur Europäischen Union in 
Frage kommt.“1999 beschloss 
der Europäische Rat in Helsinki, 
dass die Türkei auf Grundlage 
der Kopenhagener Kriterien Mit-
glied der EU werden könne und 
räumte ihr den Kandidatenstatus 
ein. Die politischen Kopenhagener 
Kriterien müssen vor Aufnahme 
der Beitrittsverhandlungen erfüllt 
sein.2000/2001vereinbarte die EU 
mit der Türkei eine Beitrittspart-
nerschaft, in der sie die Ziele und 
Prioritäten für die Erfüllung der 
Beitrittskriterien festlegte. Darin 
enthalten ist u.a. die Forderung, 
konstruktiv zur Lösung der Zy-
pernfrage beizutragen.2003 wurde 
eine überarbeitete Beitrittspartner-
schaft vereinbart, in der die Frist 
zur Erfüllung der politischen Kri-
terien im Einklang mit den Ent-
scheidungen von Kopenhagen bis 
Ende 2004 gesetzt wurde.Heute 
geht es nicht um den Beitritt der 
Türkei zur EU, sondern um die 
Frage der Aufnahme von Beitritts-
verhandlungen. Der Türkei wurde 
1999 auf dem EU-Gipfel in Hel-
sinki der Status eines Kandidaten 
zuerkannt. Wenn der eingeleitete 
Reform- und Demokratisierungs-
prozess dazu führt, dass die Türkei 
die „politischen“ Kopenhagener 
Kriterien erfüllt, können „ohne 
Verzug“ Beitrittsverhandlungen 
beginnen.Diese Kriterien um-
fassen:? institutionelle Stabilität 
als Garantie für demokratische 
und rechtstaatliche Ordnung? 
Wahrung von Menschenrechten? 
Schutz von nationalen und religi-
ösen Minderheiten.Zum Zeitpunkt 

der Aufnahme muss:? Der gesamte 
gemeinschaftsrechtliche Besitz-
standes der Union (aquis commu-
nautaire) übernommen und ? eine 
funktionierende Marktwirtschaft, 
die den Marktkräften innerhalb 
der Union standhält, erfüllt 
sein.Außerdem muss die Türkei 
gemäß der Charta der Vereinten 
Nationen alles daran setzen, unge-
löste Grenzstreitigkeiten und damit 
zusammenhängende Fragen fried-
lich zu lösen.Verhandlungsbeginn 
bedeutet eben nicht Beitritt. Mer-
kel und Stoiber versuchen, genau 
mit der irreführenden Gleich-
setzung: Verhandlung = Beitritt, 
die Menschen hinters Licht zu 
führen.Kürzlich sah ich eine Ka-
rikatur: Zwei Gespenster, Merkel 
und Stoiber halten ein Blatt in 
der Hand: „Unterschriften gegen 
EU-Beitritt der Türkei“. Schröder 
und Fischer rufen: „populistisch“ 
und entdecken im Hintergrund 
„populus = Volk“. Da fragt man 
sich, warum die CDU/CSU so ve-
hement gegen Volksabstimmungen 
und Volksentscheide kämpfen. Um 
der Diskussion zu helfen dieses Ni-
veau hinter sich lassen zu können, 
war es mir wichtig einige Fakten 
hinzufügen.

Soll die Türkei in die EU aufgenommen werden?

Dr. Karl A. Lamers, CDU

Die rot/grüne Bundesregierung 
streut der Türkei und den Men-
schen in der EU Sand in die Au-
gen. Sie erweckt den Eindruck, 
als ob der Beitritt der Türkei zur 
EU ganz problemlos sei. Schrö-
ders Stellungnahmen überspielen, 
daß die gleiche Bundesregierung 
seit vielen Jahren dem Wunsch 
der Türkei nicht entsprochen 
hat, deutsche Panzer an die tür-
kische Armee zu liefern. Die 
Begründung lautete immer, die 
Menschenrechtssituation in der 
Türkei erlaube einen solchen Ex-
port nicht. Nun plötzlich spielt das 
alles keine Rolle mehr, nun soll 
die Türken plötzlich EU-tauglich 
sein. Da paßt sehr gut zusammen, 
daß die sich jetzt verabschiedende 
EU-Kommission der nächsten 
Kommission, dem EU-Rat und 
dem EU-Parlament ein besondere 
Hypothek aufgeladen hat: Die 
Empfehlung zur Aufnahme von 
Beitrittsverhandlungen. Die EU-
Kommission weiß natürlich ganz 
genau, daß ein Beitritt der Türkei 
die EU sprengen würde. Allein die 
Leistungen der EU-Regional- und 
Sozialfonds an die Türkei würde 
33 Milliarden _ ausmachen - damit 
wäre die EU zahlungsunfähig.
Gerade eben sind 10 Staaten 
mit 70 Millionen Menschen der 
EU beigetreten, und es gibt im 
Moment kaum eine klare Vorstel-
lung, wie die Integration dieser 
Staaten fi nanziell abgesichert 
werden kann. Als nächste stehen 
Rumänien, Bulgarien und viel-
leicht einige Balkanstaaten zur 
Aufnahme an. Auch hier: Keiner 
sagt oder weiß, wie das gehen soll. 
Die Türkei wird in einigen Jahren 
fast 80 Millionen Menschen ha-
ben - ein Land mit zur Zeit noch 
erheblichen Demokratiedefi ziten, 
mit massiven Wirtschafts- und 
Strukturproblemen. Das darf man 
nicht übersehen.Die CDU/CSU 
bietet der Türkei hingegen eine 
realistische, in absehbarer Zeit zu 
verwirklichende Perspektive - die 
einer privilegierten Partnerschaft. 
Es gibt eine Fülle von Feldern der 
Zusammenarbeit mit der Türkei, 
vor allem auf wirtschaftlichem 
und infrastrukturellem Gebiet. 
Wir dürfen unsererseits die Türkei 
nicht überdehnen, überspannen 
und nicht überstrapazieren. Das 

wäre bei einer Vollmitgliedschaft 
zwangsläufi g der Fall.Die EU 
ihrerseits muß ein Interesse daran 
haben, daß Beitritte von Ländern 
nicht auf Kosten der Integration 
gehen. Das müssen die künftige 
EU-Kommission und auch die 
rot/grüne Bundesregierung beher-
zigen. Niemand hat etwas davon, 
wenn die „alte EU“ nach dem 
Beitritt der Türkei funktionsun-
fähig wird.Dieses Argument wird 
auch den Menschen in der Türken 
einleuchten. Die Bundesregierung 
und die jetzige EU-Kommission 
unter Kommissionspräsident Pro-
di haben mit ihrer Türkei-Politik 
nicht gerade versöhnend gewirkt. 
Vielmehr führt die Behandlung 
dieses Themas in der europäischen 
Öffentlichkeit zu Polarisierung. 
Damit ist weder der Türkei noch 
den europäisch-türkischen Bezie-
hungen gedient. Und die liegen 
mir - als Mitglied der Parlamenta-
rischen Versammlung der NATO 
- sehr am Herzen.Die CDU/CSU 
tritt dafür ein, bei der türkischen 
Bevölkerung nicht Erwartungen 
zu wecken, die dann letztend-
lich doch nicht erfüllt werden 
können.Mir erscheint es richtig, 
der Türkei die Chance zu geben, 
die beeindruckende Reformpo-
litik der letzten Monate auch ins 
tatsächliche Leben umzusetzen. 
Das braucht Zeit.Sollte der Euro-
päische Rat im Dezember dieses 
Jahres Beitrittsverhandlungen 
beschließen, dann müssen diese 
ergebnisoffen geführt werden. Es 
kann nicht sein, daß im Verlauf 
dieser Verhandlungen vielleicht 
ein Ergebnis erreicht wird, das 
zwar formal einen Beitritt er-
möglicht, jedoch die eigentlichen 
Probleme nicht löst.Deshalb unser 
Angebot einer privilegierten Part-
nerschaft an die Türkei, die viel 
schneller zu verwirklichen ist als 
ein EU-Beitritt - ein Angebot zum 
Besten der Türkei und der Europä-
ischen Union.

Fritz Kuhn. Bündnis 90/Grüne:
Fax an sein Wahlkreisbüro in 
Heidelberg. Rundschau: Wir bitte 
dringend um Rückruf. Es ruft zu-
rück Christian Weiss. Ja, er habe 
meine mail mit der Bitte um eine 
Stellungnahme erhalten. Kuhn sei 
eine Woche in China gewesen, 
er, Weiss, in Berlin. Gut, nun sei 
Kuhn ja wieder in Berlin, und er, 
Weiss, ja wieder in Heidelberg. 
Ich könne doch nicht erwarten, 
daß ein so beschäftigter Mensch 
in so kurzer Zeit! Ich hatte erwar-
tet, und ich denke, weder Binding, 
noch Lamers, noch Niebel sind 
erheblich weniger beschäftigt. De-
ren Statement haben wir erhalten. 
Denken wir uns also unser Teil!
Seis drum. Bundesaußenminister 
Joschka Fischer jedenfalls hat sich 
nachdrücklich für den Beginn von 
Beitrittsverhandlungen der EU 
mit der Türkei ausgesprochen. 
In einem BBC-Interview sprach 
er sich gerade für die Aufnahme 
der Türkei als einen Durchbruch 
im Kampf gegen den islamischen 
Terrror aus. „Ein islamisches Land 
auf Grundlage der gemeinsamen 
Werte zu modernisieren, wäre fast 
ein D-Day im Krieg gegen den 
Terror“, so Fischer wörtlich. Die 
Zurückweisung der Türkei nach 
40 jahren voll Versprechungen 
würde hingegen der islamischen 
Welt signalisieren, daß der Westen 
sie ausschließen wolle. Dies könn-
te den Terror befl ügeln. Als erste  
Gruppe des EU-Parlaments ver-
legten die Grünen nun auch eine 
Fraktionssitzung nach Istanbul.  

Dirk Niebel, FDP

Ergebnisoffene Verhandlungen 
mit der Türkei führen
Die Türkei hat eine Fläche von 
über 810.000 Quadratkilometern, 
23.000 davon in Europa. Istanbul 
ist die einzige Stadt der Welt, die 
in Europa und Asien liegt. Schon 
1959 hat sich die Türkei um eine 
Mitgliedschaft in der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft 
beworben, 1963 wurde ein Asso-
ziationsabkommen unterzeichnet 
und eine Beitrittsperspektive 
unterstrichen. 1993 haben die 
EU-Mitgliedstaaten die Kriterien 
defi niert, die für die Aufnahme 
von Beitrittsverhandlungen er-
füllt sein müssen. Ein beitritts-
williges Land muss u.a. Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit, 
die Achtung der Menschenrechte 
und den Schutz von Minderheiten 
garantieren sowie auf eine soziale 
Marktwirtschaft ausgerichtet 
sein. 
Seit 40 Jahren wird der Türkei 
eine Mitgliedschaft in der EU in 
Aussicht gestellt. Es war immer 
Position liberaler Außenpolitik, 
dass diese Tür offen gehalten 
wird. Kontinuität ist in der Au-
ßenpolitik unverzichtbar, dabei 
geht es auch um Glaubwürdig-
keit. Die EU-Kommission hat 
jetzt eine Empfehlung über die 
Aufnahme von Beitrittsverhand-
lungen mit der Türkei als Voll-
mitglied ausgesprochen, über die 
die Staats- und Regierungschefs 
am 17. Dezember entscheiden 
werden. Es ist der Startschuss 
über die Aufnahme von Ver-
handlungen, die  ergebnisoffen 
geführt werden müssen. Es gibt 
keinen Automatismus oder eine 
Beitrittsgarantie. Es geht auch 
nicht um den Beitritt der heutigen 
Türkei in die heutige EU. Die 
Türkei hat in den kommenden 
Jahren noch grundlegende Auf-
gaben vor sich, aber auch die EU 
würde sich nach den Beitritten 
der mittel- und osteuropäischen 
Staaten überfordern. 
Die Türkei darf nicht anders 
behandelt werden als andere 
Beitrittskandidaten. Die Bedin-
gungen für einen EU-Beitritt sind 
klar formuliert, und internatio-
nale Verabredungen müssen ein-
gehalten werden. Die Kriterien 
dürfen weder aufgeweicht noch 
verschärft werden. Die Türkei 
hat wichtige Schritte hin zu ei-
ner demokratischen Gesellschaft 
unternommen. Wenn sie die 
rechtlichen und wirtschaftlichen 
Bedingungen erfüllt, kann sie 
dazu gehören. Vor allem muss 
überprüft werden, ob das neue 
Strafrecht den europäischen Nor-
men entspricht und wie Folterver-
bot, Religionsfreiheit, Minderhei-
tenschutz und Menschenrechte 
durchgesetzt werden. Dazu sollte 
ein Monitoring-Rat gegründet 
werden, der aus Vertretern der 
Kommission, des Rates und der 
nationalen Parlamente besteht.
Widerstand gegen eine EU-Mit-
gliedschaft stärkt die Gegner 

des Modernisierungs- und De-
mokratisierungsprozesses. Das 
politische Ziel muß sein, eine 
Situation zu schaffen, die weitere 
Reformprozesse in der Türkei an-
stößt, aber auch die europäischen 
Gesellschaften einbezieht. Die 
demokratischen Kräfte in der 
Türkei müssen unterstützt wer-
den. Europa ist keine Glaubens-, 
sondern eine Wertegemeinschaft. 
Es geht darum, Europa mehr 
Wohlstand, Stabilität und Ein-
fl uss zu sichern. 


